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rung der beteiligten Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver­
bände, soweit solche bestehen, den Geltungsbereich dieses 
Übereinkommens anfangs begrenzen.

2. Jedes Mitglied, das die Bestimmungen in Absatz 1 die­
ses Artikels in Anspruch nimmt, hat in einer seiner Ratifi­
kationsurkunde beigefügten Erklärung die Wirtschaftszweige 
oder Betriebsarten anzugeben, auf die es die Bestimmungen 
des Übereinkommens anwenden wird.

3. Der Geltungsbereich dieses Übereinkommens hat min­
destens einzubeziehen: Industrien zur Gewinnung von Roh­
stoffen; verarbeitende Industrien; Baugewerbe und öffent­
liche Arbeiten; Elektrizität, Gas und Wasser; sanitäre 
Dienste; Verkehrswesen, Lagerung und Nachrichtenübermitt­
lung; Plantagen und andere vorwiegend zu Erwerbszwecken 
erzeugende landwirtschaftliche Betriebe, mit Ausnahme von 
Familien- oder Kleinbetrieben, deren Erzeugnisse für den 
örtlichen Verbrauch bestimmt sind und die nicht regelmäßig 
Lohnarbeiter beschäftigen.

4. Jedes Mitglied, das den Geltungsbereich dieses Überein­
kommens gemäß diesem Artikel begrenzt hat,
a) hat in seinen nach Artikel 22 der Verfassung der Inter­

nationalen Arbeitsorganisation vorzulegenden Berichten 
die allgemeine Lage in bezug auf die Beschäftigung oder 
Arbeit von Jugendlichen und Kindern in den Wirtschafts­
zweigen anzugeben, die von dem Geltungsbereich dieses 
Übereinkommens ausgenommen sind, sowie anzugeben, 
inwieweit Fortschritte im Hinblick auf eine umfassendere 
Anwendung der Bestimmungen des Übereinkommens er­
zielt worden sind;

b) kann jederzeit den Geltungsbereich durch eine an den 
Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes gerich­
tete förmliche Erklärung erweitern.

Artikel 6

Dieses Übereinkommen gilt nicht für Arbeiten, die von 
Kindern und Jugendlichen in allgemeinbildenden Schulen, 
berufsbildenden Schulen oder Fachschulen oder in anderen 
Ausbildungsanstalten oder von Personen, die mindestens 
14 Jahre alt sind, in Betrieben ausgeführt werden, sofern 
diese Arbeiten unter Bedingungen verrichtet werden, die 
von der zuständigen Stelle nach Anhörung der beteiligten 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände, soweit solche be­
stehen, vorgeschrieben sind und einen integrierenden Be­
standteil bilden
a) eines Bildungs- oder Ausbildungslehrgangs, für den eine 

Schule oder Ausbildungsanstalt die Hauptverantwortung 
trägt;

b) eines von der zuständigen Stelle anerkannten Ausbil­
dungsprogramms, das überwiegend oder ausschließlich in 
einem Betrieb durchgeführt wird; oder

c) eines Beratungs- oder Orientierungsprogramms, das dazu 
bestimmt ist, die Wahl eines Berufs oder eines Ausbil­
dungsganges zu erleichtern.

Artikel 7
1. Die innerstaatliche Gesetzgebung kann zulassen, daß 

Personen im Alter von 13 bis 15 Jahren bei leichten Arbeiten 
beschäftigt werden oder solche Arbeiten ausführen, sofern 
diese Arbeiten
a) für ihre Gesundheit oder Entwicklung voraussichtlich 

nicht schädlich sind; und
b) nicht so beschaffen sind, daß sie ihren Schulbesuch, ihre 

Teilnahme an den von der zuständigen Stelle genehmig­
ten beruflichen Orientierungs- oder Ausbildungsprogram­
men oder ihre Fähigkeit beeinträchtigen, dem Unterricht 
mit Nutzen zu folgen.

2. Die innerstaatliche Gesetzgebung kann ferner zulassen, 
daß Personen, die mindestens 15 Jahre alt, aber noch schul­
pflichtig sind, bei Arbeiten beschäftigt werden oder Arbeiten 
ausführen, die die in Absatz 1 Buchstabe a) und b) dieses 
Artikels genannten Voraussetzungen erfüllen.

3. Die zuständige Stelle hat die Tätigkeiten zu bestimmen, 
bei denen gemäß Absatz 1 und 2 dieses Artikels eine Be­
schäftigung oder Arbeit zugelassen werden kann, und die 
Zahl der Stunden für eine solche Beschäftigung oder Arbeit 
sowie die Bedingungen, unter denen sie ausgeübt werden 
kann, vorzuschreiben.

4. Ungeachtet der Bestimmungen in Absatz 1 und 2 dieses 
Artikels kann ein Mitglied, das die Bestimmungen in Arti­
kel 2 Absatz 4 in Anspruch genommen hat, für die Dauer 
dieser Inanspruchnahme anstelle des Alters von 13 und 
15 Jahren in Absatz 1 dieses Artikels 12 und 14 Jahre und 
anstelle des Alters von 15 Jahren in Absatz 2 dieses Artikels 
14 Jahre einsetzen.

Artikel 8

1. Die zuständige Stelle kann nach Anhörung der beteilig­
ten Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände, soweit solche 
bestehen, in Einzelfällen Ausnahmen von dem in Artikel 2 
dieses Übereinkommens vorgesehenen Verbot der Beschäfti­
gung oder Arbeit zulassen, beispielsweise zum Zweck der 
Teilnahme an künstlerischen Veranstaltungen.

2. Derartige Genehmigungen haben die Zahl der Stunden 
für eine solche Beschäftigung oder Arbeit zu begrenzen und 
die Bedingungen vorzuschreiben, unter denen sie ausgeübt 
werden kann.

Artikel 9

1. Die zuständige Stelle hat alle erforderlichen Maßnah­
men, einschließlich geeigneter Zwangsmaßnahmen, zu tref­
fen, um die wirksame Durchführung der Bestimmungen die­
ses Übereinkommens zu gewährleisten.

2. Die innerstaatliche Gesetzgebung oder die zuständige 
Stelle hat die Personen zu bezeichnen, die für die Einhaltung 
der zur Durchführung des Übereinkommens getroffenen Be­
stimmungen verantwortlich sind.

3. Die innerstaatliche Gesetzgebung oder die zuständige 
Stelle hat die Aufzeichnungen oder anderen Unterlagen zu 
bestimmen, die vom Arbeitgeber zu führen und zur Verfü­
gung zu stellen sind; diese Aufzeichnungen oder Unterlagen 
haben Namen, Alter oder Geburtsdatum, soweit möglich 
ordnungsgemäß bescheinigt, der von ihm beschäftigten oder 
für ihn arbeitenden Personen unter 18 Jahren zu enthalten.

Artikel 10

1. Dieses Übereinkommen ändert die folgenden Überein­
kommen nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Artikels: 
Übereinkommen über das Mindestalter in gewerblichen Be­
trieben, 1919, Übereinkommen über das Mindestalter (Arbeit 
auf See), 1920, Übereinkommen über das Mindestalter (Land­
wirtschaft), 1921, Übereinkommen über das Mindestalter 
(Kohlenzieher und Heizer), 1921, Übereinkommen über das 
Mindestalter (nichtgewerbliche Arbeiten), 1932, Abgeänder­
tes Übereinkommen über das Mindestalter (Arbeit auf See), 
1936, Abgeändertes Übereinkommen über das Mindestalter 
(Gewerbe), 1937, Abgeändertes Übereinkommen über das 
Mindestalter (nichtgewerbliche Arbeiten), 1937, Übereinkom­
men über das Mindestalter (Fischer), 1959, und Übereinkom­
men über das Mindestalter (Untertagearbeiten), 1965.

2. Das Inkrafttreten dieses Übereinkommens schließt wei­
tere Ratifikationen der folgenden Übereinkommen nicht aus:


